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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Der Entwurf für ein neues Veloweggesetz stand in der Herbstsession 2021 auf der
Traktandenliste des erstberatenden Ständerates. Als erstes galt es, über einen
Minderheitsantrag Salzmann (svp, BE) auf Rückweisung der Vorlage an den Bundesrat zu
entscheiden. Letzterer solle den Entwurf des Veloweggesetzes schlanker gestalten und
es am bestehenden Bundesgesetz über Fuss- und Wanderwege ausrichten. Salzmann
begründete seinen Antrag damit, dass der vorliegende Entwurf einen zu starken Eingriff
in die Autonomie der Kantone und Gemeinden darstelle; der Bund müsse sich auf ein
Minimum an Planung und Koordination beschränken. Zudem müsse unbedingt
vermieden werden, dass dieses Gesetz als Grundlage für Ansprüche auf eine
«verstärkte Finanzierung durch Geldmittel aus dem Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds (NAF) in diesem Bereich» diene. Aus Sicht der
Landwirtschaft – Salzmann ist Präsident des Schweizerischen Verbandes für
Landtechnik und des Verbandes der Schweizer Gemüseproduzenten – gelte es auch
festzuhalten, dass der Ausbau von Velowegnetzen weitestmöglich auf bereits
bestehenden Strecken erfolge und nicht auf Kosten von Landwirtschaftsland neu
erschlossen werde. Diesem Votum entgegnete Verkehrsministerin Sommaruga, dass
sich das vorliegende Gesetz bereits stark am Fuss- und Wanderweggesetz orientiere.
Diese Haltung vertrat auch die Mehrheit der kleinen Kammer; sie lehnte den
Rückweisungsantrag mit 33 zu 7 Stimmen (3 Enthaltungen) deutlich ab.
Des Weiteren entbrannte im Stöckli eine intensive Debatte über die Bedeutung und die
Förderung des Veloverkehrs sowie über den Zweck und die Reichweite des
vorliegenden Gesetzesentwurfs. Während Marianne Maret (mitte, VS) – die Präsidentin
von Cycla, der Schweizer Velo-Allianz – vor allem die mit dem neuen Gesetz
einhergehende höhere Sicherheit für alle Verkehrsteilnehmenden ins Zentrum stellte,
betonte Paul Rechsteiner (sp, SG), dass das Gesetz nur einen ersten Schritt darstellen
könne; schon bald bedürfe es eines Masterplans für die weitere Förderung des
Veloverkehrs. Demgegenüber war für Hannes Germann (svp, SH) klar, dass am
vorliegenden Gesetzestext noch einige Korrekturen vorgenommen werden müssen. In
der Folge debattierte der Ständerat über die verschiedenen Mehrheits- und
Minderheitsanträge der KVF-SR. Dabei ging es neben der diesbezüglichen Autonomie
der Kantone und Gemeinden auch um Themen wie etwa die Durchgängigkeit von
Velowegnetzen, den Ersatz von nicht mehr sicheren Radwegen, den Beizug von privaten
Fachorganisationen für einzelne Aufgaben oder um das Verbandsbeschwerderecht
gegen behördliche Verfügungen sowie gegen Nutzungspläne, die Fahrradwege
betreffen. Die Mehrheit des Ständerates wollte jedoch nahe an der bundesrätlichen
Version bleiben und lehnte alle Minderheitsanträge ab. Insgesamt wurde nur eine
grössere Korrektur vorgenommen: Beim Verbandsbeschwerderecht folgte die kleine
Kammer der Mehrheit ihrer vorberatenden Kommission und beschloss, dass private
Fachorganisationen, die von den Behörden bereits für einzelne Aufträge mandatiert
wurden, kein Beschwerderecht erhalten sollen. Kommissionssprecher Engler (mitte, GR)
begründete diesen Entscheid damit, dass es «in Bezug auf die Governance schwierig zu
vermitteln ist, wenn die gleichen Leute, die die Kantone und die Gemeinden im Auftrag
des Bundes beraten, gleichzeitig auch noch mit der Keule der Beschwerdeandrohung
arbeiten können, um ihren Forderungen mehr Druck zu verleihen». In der
anschliessenden Gesamtabstimmung wurde das Gesetz mit 38 zu 4 Stimmen deutlich
angenommen. Die ablehnenden Stimmen stammten von je zwei Mitgliedern der SVP-
und der FDP.Liberalen-Fraktion. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Eisenbahn

Der Ständerat behandelte in der Frühjahressession 2021 eine Motion Pasquier-
Eichenberger (gp, GE) zum Monitoring des alpenquerenden Gefahrguttransports.
Marianne Maret (mitte, VS) erläuterte, dass die KVF-SR einstimmig zum Entscheid
gelangt sei, dass der Gefahrguttransport über die Alpen, und insbesondere über den
Simplon, überwacht und dokumentiert werden müsse. Dadurch könnten die Risiken
eingedämmt und die Sicherheit im alpenquerenden Strassenverkehr gestärkt werden.
Verkehrsministerin Sommaruga pflichtete dieser Einschätzung bei und erläuterte, dass
das BAV bei Annahme der Motion beim Kanton Wallis die Erhebung der Zahlen zum
alpenquerenden Gefahrguttransport über den Simplon in Auftrag geben werde. Die
Motion war im Ständerat ebenso unumstritten wie zuvor im Nationalrat und wurde
folglich einstimmig gutgeheissen. 2

MOTION
DATUM: 09.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Frühjahrssession 2023 standen die zwei Motionen – Motion Rieder (mitte, VS;
Mo. 22.4121) zu einem Finanzierungsbeschluss für die Realisierung des
multifunktionalen Grimseltunnels und die Kommissionsmotion (Mo. 23.3010) für eine
Aufnahme des Projekts in die ordentlichen Bahnausbauprogramme – auf der
Traktandenliste des Ständerats. Die Kommissionsmehrheit hatte beide Motionen zur
Annahme beantragt. 
Die Walliserin Marianne Maret (mitte, VS) erklärte die Standpunkte der Kommission: Das
Projekt ergebe nur Sinn, wenn der Entscheid der Swissgrid zur Erdverkabelung, welcher
bald kommen werde, mit demjenigen zur Bahn zeitlich koordiniert werde. Erste Studien
hätten ergeben, dass das Bahnprojekt mit vergleichsweise tiefen Kosten – Rieder
nannte im Verlauf der Debatte eine Zahl von maximal CHF 750 Mio. – realisierbar wäre,
da einerseits diverse Synergien mit dem Verkabelungstunnel bestünden und
andererseits die geologische Beschaffenheit des Gesteins günstig sei. Des Weiteren
habe der Bundesrat 2017 vorgesehen, Nationalstrassen und Eisenbahnlinien mit
Starkstromleitungen zu kanalisieren. Maret verwies zudem auf den Zeitplan der
Swissgrid, welcher auch den Bau des Bahntunnels definiere. So sollen bis Ende 2023
bzw. Anfang 2024 ein Kredit für eine Machbarkeitsstudie und bis spätestens Ende 2027
der Kredit für den Bau gesprochen sowie bis spätestens 2030 die Baubewilligung erteilt
werden – andernfalls werde Swissgrid sein eigenes Projekt fortsetzen. Würden die
Motionen abgelehnt, werde das Projekt jedoch erst bis 2026 – im Rahmen der
Botschaft 2026 – evaluiert, was demnach nicht mit dem Zeitplan von Swissgrid
vereinbar wäre. Bei Annahme der Kommissionsmotion würde die Verwaltung die
Arbeiten gemäss eigenen Angaben hingegen beschleunigen und mit dem
Verkabelungsprojekt zeitlich bündeln.  Schliesslich werde das Projekt von betroffenen
Gemeinden in der Region, den beiden Bahngesellschaften, den Kantonen Bern und
Wallis sowie von der Konferenz der kantonalen Verkehrsdirektorinnen und -direktoren
im aktuellen Stadium unterstützt, schloss Maret. 
In der Folge meldeten sich diverse Ständerätinnen und Ständeräte zu Wort. Als
Mitglieder der Kommissionsminderheit taten Lisa Mazzone (gp, GE) und Josef Dittli (fdp,
UR) ihre Meinung kund, dass keine Finanzierungsbeschlüsse gefällt werden sollten, ohne
vorher eine seriöse und ordentliche Prüfung aller Verfahren vorgenommen zu haben.
Ins gleiche Horn bliesen Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU) und Eva Herzog (sp,
BS), die befürchteten, dass durch eine Priorisierung des Grimselprojekts andere
Bahnausbauprojekte wie etwa der Durchgangsbahnhof Luzern oder der Bahnknoten
Basel ins Hintertreffen geraten würden. Themen in der Ratsdebatte waren auch das
Kosten-Nutzen-Verhältnis sowie die Solidarität zwischen Stadt und Land im Hinblick auf
die beschränkten finanziellen Mittel. Während beispielsweise Beat Rieder der Meinung
war, dass von dem Tunnel jährlich rund 400'000 Personen profitieren könnten und
Stefan Engler (mitte, GR) anfügte, dass eine «Übergewichtung des Kosten-Nutzen-
Verhältnisses» sowieso alles bestrafe, was neu sei und in Berggebieten liege, rief
Andrea Gmür-Schönenberger in Erinnerung, dass es beim Projekt Durchgangsbahnhof
Luzern um 100'000 Personen pro Tag gehe – «unsere Solidarität stösst irgendwann an
ihre Grenzen». Beim Thema Solidarität zitierte Beat Rieder schliesslich den
Gemeindepräsidenten der betroffenen Gemeinde Innertkirchen (BE), der es im Namen
der Bevölkerung «satt» habe, Grossbaustellen zur nationalen Sicherung der
Energieversorgung – Triftprojekt, Grimselstaumauer und Grimselseevergrösserung – im
Tal zu haben, ohne dafür eine Gegenleistung zu erhalten. Auch Bundesrat Albert Rösti
anerkannte, dass die Region aufgrund der Energieprojekte «sehr stark strapazier[t]»
werde und die Landesregierung Bündelungsprojekte wie dieses anstrebe. Er plädierte
dafür, die Kommissionsmotion anzunehmen, um die Nutzung von Chancen zu
ermöglichen. Das Projekt solle aber ordentlich geprüft und die Motion Rieder deshalb
abgelehnt werden. Im August 2023 werde der Bundesrat dem Parlament eine

MOTION
DATUM: 09.03.2023
MARCO ACKERMANN
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Standortbestimmung zu laufenden und geplanten Bahnausbauschritten vorlegen und
die Projektierungskosten ausweisen. Das Parlament könne im Rahmen dieser Analyse
nochmals eine Beratung zur Frage des Grimseltunnels vornehmen und dann spätestens
in der Botschaft zum Bahn-Ausbauschritt 2026 den definitiven Entscheid über den Bau
fällen. Baustart könnte damit bereits 2027 sein. Abschliessend beschwichtigte der
Verkehrsminister die Gemüter und erklärte, dass zwar die Kosten-Nutzen-Analyse einen
zentralen Bestandteil bei der Projektauswahl darstelle, es aber schlussendlich stets um
einen politischen Entscheidungsprozess gehe und Projekte wie der Durchgangsbahnhof
Luzern oder der Knoten Basel letzten Endes nicht direkt mit dem vorliegenden Tunnel
vergleichbar und für die «Sicherung der Verkehrsleistung in der Schweiz natürlich
zentral» seien. In der Folge zog Rieder seine Motion zurück und der Ständerat nahm die
Kommissionsmotion stillschweigend an. Als Zweitrat wird sich der Nationalrat mit der
Kommissionsmotion beschäftigen. 3

In der Sommersession folgte der Ständerat dem Nationalrat und nahm dessen
Änderungen an der Motion seiner KVF-SR für die Realisierung des multifunktionalen
Grimseltunnels stillschweigend an. Die vorberatende Kommission hatte sich im Mai
2023 mit den Anpassungen des Nationalrats ebenfalls einstimmig einverstanden
gezeigt. Kommissionssprecherin Marianne Maret (mitte, VS) erläuterte im Stöckli, dass
die Ziele der ursprünglichen Motion – dass nämlich das Projekt weiterverfolgt und
zeitlich mit dem Erdverkabelungsprojekt koordiniert werde – bestehen bleiben. Im
Unterschied zur ursprünglichen Version ihrer Kommission werde der Bundesrat jedoch
nicht dazu angehalten, den Bau des Tunnels verpflichtend im Rahmen der Botschaft
zum Stand der Ausbauprogramme Bahninfrastruktur und Perspektive 2050 einzubinden
und entsprechende Kredite bereitzustellen. Damit könne der Bau der Bahntunnels in
Kombination mit der Erdverkabelung zuerst vertieften Studien betreffend
Realisierbarkeit und Kostenfolgen unterzogen werden. Mit der Annahme im Ständerat
wurde die Motion an den Bundesrat überwiesen. 4

MOTION
DATUM: 08.06.2023
MARCO ACKERMANN

Mit einer Motion forderte Olivier Français (fdp, VD) vom Bundesrat, dass im Rahmen der
Botschaft zum Stand der Ausbauschritte und zur Perspektive Bahn 2050 Massnahmen
zur Erhöhung der Redundanz und Zuverlässigkeit auf der Eisenbahnachse
Lausanne–Genf ausgearbeitet werden. Der Streckenabschnitt sei zentral für den
Bahnverkehr in der Romandie und die häufigen Unterbrechungen auf dieser Strecke
würden zu massiven Störungen führen, auch über die Westschweiz hinaus. 
In der Herbstsession 2023 genehmigte der Ständerat diskussionslos einen
Ordnungsantrag, dass die Motion der KVF-SR zur Vorberatung zu überweisen sei.
Antragsstellerin Eva Herzog (sp, BS) hatte das Anliegen der Motion als sehr dringlich
angesehen. Da in der Zwischenzeit bereits die entsprechende bundesrätliche Botschaft
zum Stand der Ausbauschritte und zur Perspektive Bahn 2050 präsentiert worden war,
hatte sie eine rasche Vorberatung durch die Kommission als notwendig erachtet, um
inhaltliche Zweigleisigkeiten auszuschliessen, so Herzog. 

Nach der Behandlung durch die KVF-SR stand die Motion bereits in der
darauffolgenden Wintersession wieder auf der Traktandenliste des Ständerats. Für die
KVF-SR liess Marianne Maret (mitte, VS) verlauten, dass sich die Kommission einstimmig
für die Annahme der Motion ausgesprochen habe. Mit der Aufnahme eines Tunnels auf
der Strecke Morges-Perroy in den Bahn-Ausbauschritt 2035 sei die Motion bloss zu
einem Teil erfüllt. Würde die Motion jetzt abgelehnt, würde der Anschein erweckt, dass
die kleine Kammer den Ausbauschritt 2023 als ausreichend betrachten würde. Johanna
Gapany (fdp, FR) – sie hatte die Motion von Français übernommen – ergänzte, dass mit
dem Tunnel Morges-Perroy nur ein 9 Kilometer langes Teilstück der insgesamt 66
Kilometer langen Strecke zwischen Lausanne und Genf besser erschlossen würde. 
Bundesrat Albert Rösti beantragte hingegen die Ablehnung der Motion. Der Bundesrat
anerkenne die grosse Notwendigkeit des Ausbaus der Strecke Lausanne-Genf, sei aber
auch der Ansicht, «dass die notwendigen Arbeiten eigentlich angelaufen sind». Im
Rahmen einer Studie sei die erste Etappe zwischen Morges und Perroy vorgeschlagen
worden. In einem zweiten Schritt soll laut Rösti die Projektierung des
Streckenabschnitts Nyon-Genf aufgegleist werden, was im nächsten Ausbauschritt
konkretisiert werden solle. Nun sei es eine Frage der Governance, ob eine laut dem
Bundesrat erfüllte Motion wie üblich abgelehnt werde oder nicht. 
Trotz Röstis Ausführungen fand Français' Anliegen im Ständerat grosse Zustimmung. Die
Motion wurde mit 26 zu 5 Stimmen bei 2 Enthaltungen angenommen und somit an den
Nationalrat überwiesen. 5

MOTION
DATUM: 19.12.2023
LENA BALTISSER
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Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Eine im März 2022 eingereichte Motion Maret (mitte, VS) forderte die stärkere
Koordination und Förderung des öffentlichen touristischen Verkehrs. Damit der Anteil
des öffentlichen Verkehrs am touristischen Verkehr gesteigert werden und etwas zur
Verringerung des CO2-Ausstosses unternommen werden könne, seien Impulse für
Innovationen im Bereich des touristischen Verkehrs nötig, so Maret. Dafür brauche es
wiederum die Kooperation der verschiedenen Akteure, wie etwa der
Transportunternehmen, aber auch der Koordinationsstelle für nachhalte Mobilität oder
von Innosuisse und Innotour (Förderinstrument des SECO). Der Bundesrat befürwortete
das Anliegen, das Potenzial des öffentlichen Verkehrs im Tourismus stärker
auszuschöpfen, beantragte aber dennoch die Ablehnung der Motion, weil im Rahmen
der Erfüllung der Postulate Po. 20.3328 und Po. 21.4452 bereits die Strategie
«Freizeitverkehr» aktualisiert und dabei geprüft werde, ob Bedarf für eine zusätzliche
Koordination bestehe.
Nachdem die Motion anfänglich zur Beratung an die Kommission zurückgewiesen
worden war, wurde sie in der Wintersession 2022 im Ständerat behandelt. Elisabeth
Maret argumentierte, dass die Kommissionsmehrheit das Innovationspotential an dieser
Schnittstelle zwischen Verkehr und Tourismus als gross erachtete und in gemeinsamen
Projektausschreibungen, etwa im Bereich Sharing Economy, der Bedienung des letzten
Kilometers oder bei der Fahrradmitnahme in Zügen, vielversprechende Ansatzpunkte
sah. Auch Verkehrsministerin Sommaruga sah trotz ablehnendem Antrag des
Bundesrates keine grosse Differenz zwischen der Regierung und der Kommission. Im
Anschluss votierte der Ständerat mit 34 zu 5 Stimmen bei 1 Enthaltung für die Annahme
des Vorstosses. Die ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern der
FDP.Liberalen-Fraktion. 6

MOTION
DATUM: 06.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Marianne Maret (mitte, VS) forderte mittels eines im September 2022 eingereichten
Postulats die raschere Umsetzung von Projekten des Langsamverkehrs im Rahmen von
Agglomerationsprogrammen. Dabei solle der Bundesrat in einem Bericht darlegen,
weshalb es bei der Umsetzung dieser Projekte zu Verzögerungen gekommen ist, und
allenfalls einen Massnahmenplan ausarbeiten, mit welchem die bereits vom Parlament
beschlossenen Projekte vorangetrieben werden können. Maret wies darauf hin, dass im
Rahmen des laufenden Agglomerationsprogramms  lediglich 22 Prozent der Ausgaben
für die Strassen- und Langsamverkehrsmassnahmen getätigt wurden, die für die
Periode 2019 bis 2021 budgetiert waren.
Der Bundesrat erläuterte, dass die Ursachen für die angesprochenen Verzögerungen
bekannt seien: Diese lägen insbesondere in der teilweise hohen Komplexität der
Projekte, langen Entscheidverfahren und Einsprachen. Zudem habe der Bund die
Lehren aus den ersten beiden Generationen der Agglomerationsprogramme gezogen
und bei der laufenden dritten Generation Fristen für den Baubeginn eingeführt. Auch
habe er bereits den administrativen Aufwand für die Projektumsetzung reduziert und es
seien weitere Vereinfachungen geplant. Schliesslich würden die Kantone mit dem
neuen Veloweggesetz verpflichtet, «behördenverbindliche Netzplanungen für den
Alltags- und Freizeitveloverkehr zu erstellen und innerhalb von 20 Jahren umzusetzen.»
Da die Gründe für die Verzögerungen also bekannt seien und entsprechende
Massnahmen eingeleitet worden seien, sei ein Postulatsbericht nicht mehr zielführend,
schloss der Bundesrat.
Das Postulat wurde in der Wintersession 2022 im Ständerat behandelt. Nachdem
Postulantin Maret und Verkehrsministerin Sommaruga ihre Argumente wiederholt
hatten, wurde das Postulat von einer Mitte-Links-Mehrheit mit 19 zu 15 Stimmen
angenommen. 7

POSTULAT
DATUM: 12.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Nach dem Ständerat gab der Nationalrat in der Sondersession 2023 einer Motion Maret
(mitte, VS) für eine stärkere Koordination und Förderung des öffentlichen
touristischen Verkehrs mit 96 zu 84 Stimmen bei 4 Enthaltungen ebenfalls grünes
Licht. Während eine Mehrheit der KVF-NR mit 12 zu 7 Stimmen bei 5 Enthaltungen und
die SVP-Fraktion eine Annahme verhindern wollten, beantragte eine Minderheit Bregy
(mitte, VS) erfolgreich, dem Ständerat zu folgen und die Motion an den Bundesrat zu
überweisen. 
Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) erklärte im Rat, dass eine Mehrheit der
vorberatenden Kommission das von der Motion geforderte Mandat zur Koordination
und Förderung des öffentlichen Verkehrs für den Tourismusbereich für verfrüht halte
und die laufenden Arbeiten zu den Postulaten Dittli (fdp, UR; Po. 21.4452) und Clivaz

MOTION
DATUM: 03.05.2023
MARCO ACKERMANN
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(gp, VS: Po. 20.3328) abwarten wollte. Im Rahmen dieser Postulate sollte einerseits
geklärt werden, was unter touristischem Freizeitverkehr zu verstehen sei, und
andererseits eruiert werden, wie der öffentliche touristische Verkehr gefördert werden
könnte. Für den Bundesrat und die Kommissionsmehrheit sei zudem unklar, ob die
Motion die Schaffung eines neuen Gremiums verlange oder nicht. Die SVP-Fraktion
beantragte «[a]ngesichts der angespannten finanziellen Lage des Bundes» ebenfalls die
Ablehnung. 
Minderheitssprecher Bregy glaubte, in der Haltung der Kommissionsmehrheit keine
Ablehnung per se zu erkennen – der Bedarf werde von Kurt Fluri in «keiner Art und
Weise» bestritten. Dieser verlange vielmehr, dass im Rahmen der beiden
angesprochenen Postulate «Hintergrundinformationen» gesammelt werden. Bregy
konnte in der Folge eine Mehrheit des Rates davon überzeugen, die Motion
anzunehmen, da diese keine Definition für die konkrete Umsetzung mache. Der
Bundesrat könne die Koordination also mit der Schaffung eines Gremiums, eines
Projekts oder einer anderen geeigneten Form umsetzen, so der Mitte-Nationalrat.
Nachdem sich einige Nationalrätinnen und Nationalräte bei der Stimmabgabe
fälschlicherweise für eine Ablehnung ausgesprochen hatten und ein Ordnungsantrag
von Aline Trede (gp, BE) auf eine Wiederholung der Abstimmung gutgeheissen worden
war, überwies der Nationalrat die Motion an den Bundesrat. Für die Annahme votierten
dabei die geschlossenen Fraktionen der Mitte und der Grünen, beinahe alle Mitglieder
der SP-Fraktion und wenige Mitglieder der SVP-  und der FDP.Liberale-Fraktion. 8

1) AB SR, 2021, S. 988 ff.
2) AB SR, 2021, S. 169
3) AB SR, 2023, S. 150 ff.; CdT, 10.3.23; SoZ, 12.3.23
4) AB SR, 2023, S. 534; Medienmitteilung KVF-SR vom 24.5.23; NF, 10.6.23
5) AB SR, 2023, S. 1227 f.; AB SR, 2023, S. 844
6) AB SR, 2022, S. 1192 f.
7) AB SR, 2022, S. 1226 f.
8) AB NR, 2023, S. 804 f.; AB NR, 2023, S. 806; Medienmitteilung KVF-NR vom 15.2.23
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